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BGB § 839 B; HessWG §§ 108 Abs. 2, 110

Verweist die obere Wasserbehörde in der Rechtsmittel­
belehrung eines Entschädigungsbescheids nach § 108 
Abs. 2 HessWG aufgiund einer falschen Auslegung des 
§ 110 HessWG a.F. die Beteiligten auf den Verwal- 
tungsrechtsweg, so kann darin eine schuldhafte Amts­
pflichtverletzung liegen, auch wenn das angerufene 
Verwaltungsgericht zunächst seine Zuständigkeit ohne 
nähere Begründung bejaht hat.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 9. Juni 1983 durch die 
Richter Kröner, Dr. Tidow, Boujong, Dr. Engelhardt und 
Dr. Halstenberg

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel des Klägers werden das 
Urteil des 14. Zivilsenats in Kassel des 
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 
26. Januar 1982 aufgehoben und das Urteil 
der 6. Zivilkammer des Landgerichts Kassel 
vom 16. September 1980 abgeändert.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Rechtsmittelverfahren, an das Landgericht 
zurückverwi e sen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger betrieb an der Diemel in Trendelburg- 
Sielen eine Mühle. I960 wurde ihm vom Regierungspräsi­
denten in Kassel gemäß §§ 46 ff. Pr.WG ein befristetes 
Recht zum Anstauen des Flußwassers verliehen. Die Eigen­
tümerin eines Wiesengrundstücks, Frau F ^ p ,  verlangte 
mit der Begründung, ihre Wiese sei durch das Aufstauen 
vemäßt worden, eine Entschädigung. Der Regierungspräsi­
dent in Kassel setzte durch Bescheid vom 24. Januar 1969

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


die vom Kläger zu zahlende Entschädigung auf 51.^55 DM 
nebst Zinsen fest. Der Bescheid enthielt folgende Rechts 
mittelbelehrung:

"Gegen diesen Festsetzungsbescheid kann hinsicht­
lich des Grundes des Entschädigungsanspruchs in­
nerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch ist schriftlich 
oder zur Niederschrift bei mir zu erheben...
Wegen der Höhe der Entschädigung kann binnen ei­
ner Notfrist von 3 Monaten nach Zustellung des 
Bescheides Klage vor den ordentlichen Gerichten 
erhoben werden. Wenn gegen den Festsetzungsbe­
scheid hinsichtlich des Grundes des Entschädi­
gungsanspruchs ein Rechtsbehelf eingelegt ist, 
beginnt die Frist für denjenigen, der den Rechts­
behelf eingelegt hat, mit dem Tage, an dem der 
Entschädigungsfestsetzungsbescheid dem Grunde 
nach unanfechtbar geworden ist. Die Klage ist zu 
richten

a) gegen den zur Entschädigung Verpflichteten 
auf die verlangte Mehrleistung oder

b) gegen den zur Entschädigung Berechtigten 
auf Aufhebung oder teilweise Aufhebung des 
Festsetzungsbescheides."

Den Widerspruch, mit dem der Kläger sich dem Grun­
de nach gegen den Entschädigungsanspruch wandte, wies 
der Regierungspräsident mit Bescheid vom 12. August 1969 
zurück. Diesem Widerspruchsbescheid war folgende Rechts­
mittelbelehrung beigefügt:

"Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht in 
Kassel, Brüder-Grimm-Platz 3, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle erhoben werden. Die Klage muß den 
Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand be 
zeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal­
ten. .."
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Die demgemäß vom Kläger vor dem Verwaltungsgericht er­
hobene Klage wurde im ersten Rechtszug durch Urteil vom 
5. März 1970 (IV E 212/69) als unbegründet abgewiesen, 
weil die Festsetzung einer Entschädigung dem Grunde nach 
gemäß §§ 8 Abs. 3, 10 WHG, §§ 20, 88, 89 HessWG gerecht- 
fertigt sei. Gegen dieses Urteil legte der Kläger Beru­
fung ein. Der Hessische Verwaltungsgerichtshof führte zu­
nächst einen Ortstermin durch, hob später aber am 
14. April 1975 das Urteil des Verwaltungsgerichts unter 
Berufung auf § 110 HessWG wegen Unzulässigkeit des Ver­
waltung sr echt sweges auf und verwies den Rechtsstreit auf 
Antrag des Klägers an das Landgericht Kassel. Dort wurde 
die Klage durch Urteil vom 14. Januar 1977 ( 8 0  216/76) 
mit der Begründung abgewiesen, das beklagte Land sei 
nicht passivlegitimiert. Die dagegen gerichtete Berufung 
des Klägers blieb ohne Erfolg.

Danach erhob der Kläger vor dem Landgericht Klage 
gegen Frau Fiege und beantragte vorsorglich Wiederein­
setzung in den vorigen Stand wegen der Versäumung der 
Notfrist des § 110 Abs. 1 HessWG. Durch Urteil vom 21.No­
vember 1978 (20 188/78) wurde die Klage wegen Fristver­
säumung als unzulässig abgewiesen. Die Berufung des Klä­
gers blieb wiederum ohne Erfolg.

Nunmehr verlangt der Kläger vom beklagten Land Er­
satz der Kosten des zwischen den Parteien geführten er­
sten Prozesses in Höhe von insgesamt 17.410,82 DM und 
die Feststellung, daß das beklagte Land verpflichtet sei, 
ihm die Schäden zu ersetzen, die ihm aus den unrichtigen 
Rechtsmittelbelehrungen - hilfsweise: aus der unrichtigen 
Festsetzung der Entschädigung - erwachsen seien.
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Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Be­
rufung des Klägers blieb ohne Erfolg. Mit der Revision 
verfolgt der Kläger seine erstinstanzlichen Anträge 
weiter.

Ent scheidungsgründe

Die Revision führt zur Aufhebung der klageabweisen­
den Urteile und zur Zurückverweisung der Sache an das 
Landgericht.

1. Die objektiven Voraussetzungen einer Amtspflichtver­
letzung nach § 839 BGB, Art. 34 GG hat das Berufungsge­
richt mit zutreffender Begründung bejaht. Den zuständigen 
Beamten des Regierungspräsidenten oblag gegenüber dem 
Kläger die Amtspflicht, den Entschädigungsbescheid vom 
24. Januar 1969 mit einer richtigen Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen. Die in § 108 Abs. 2 Satz 3 HessWG vorgeschrie­
bene Rechtsmittelbelehrung dient dem Zweck, dem Betroffe­
nen die Möglichkeit zu geben, den Bescheid fristgerecht 
und in richtiger Weise anzufechten.

Die Beamten haben diese Amtspflicht verletzt. Die 
dem Kläger gegebenen Rechtsmittelbelehrungen waren falsch: 
Auch wenn er sich dem Grunde nach gegen die Entschädi­
gungspflicht wenden wollte, mußte der Kläger nicht Wider­
spruch mit anschließender Klage beim Verwaltungsgericht 
erheben, sondern binnen drei Monaten nach der Zustellung 
des Entschädigungsbescheides Klage gegen die Entschädi­
gungsberechtigte, Frau F^|^t vor dem Landgericht. Dieser 
Rechtsweg ergibt sich seit der Neufassung des HessWG vom



-  6 -

j r

12. Mai 1981 (GVB1 154) unmittelbar aus dem Wortlaut des 
Gesetzes. In der 1969 geltenden ursprünglichen Fassung 
des Gesetzes vom 6. Juli I960 (GVB1 69) begann die 
Rechtswegregelung des § 110 dagegen mit den Worten "We­
gen der Höhe der Entschädigung...". Schon damals umfaß­
te diese Regelung aber auch den Streit über den Grund 
des Entschädigungsanspruchs. Denn von dem Streit über 
die Höhe ist die Frage nach seinem Grund nicht zu tren­
nen. Sind die AnspruchsvorausSetzungen dem Grunde nach 
nicht gegeben, so reduziert sich die Höhe der Entschädi­
gung auf Null. Insoweit galt - wie bereits der HessVGH 
in seinem Urteil vom 14. April 1975 im Vorprozeß der Par­
teien ausgeführt hat - für § 110 HessWG nichts anderes 
als für Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG, für den diese Auslegung 
in der höchstrichterlichen Rechtsprechung seit Jeher an­
erkannt war (BGHZ 4, 266, 272; BVerwGE 1, 42). Darüber 
besteht zwischen den Parteien Jetzt auch Einigkeit.

2. Das Berufungsgericht hat einen Schadensersatzanspruch 
aus Amtspflichtverletzung trotzdem verneint, weil das nach 
§ 839 BGB, Art. 34 GG notwendige Verschulden der zustän­
digen Beamten fehle. Diese Begründung hält der revisions­
rechtlichen Überprüfung nicht stand.

a) Zwar bestehen Bedenken gegen die Auffassung der 
Revision, der Staat habe für die Folgen einer falschen 
Rechtsmittelbelehrung auch ohne Verschulden des Beamten 
einzustehen. Soweit diese Meinung teilweise in Recht­
sprechung und Schrifttum vertreten wird, beschränkt sie 
sich auf die Prozeßkostenregelung im Verwaltungsgerichts­
verfahren nach § 155 Abs. 5 VvGO (vgl. Eyermann/Fröhler 
VwGO 8. Aufl. § 58 Rz. 17; Menger, Verwaltungsarchiv 52, 
92, 106 FN 52; BayVGH BayVBl 1974, 537, 538; dagegen
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OVG Bremen DÖV 1964, 320; Staege NJW 1962, 1432/33). Ob 
eine schuldlos falsche Rechtsmittelbelehrung darüber 
hinaus einen materiell-rechtlichen Schadensersatzan- 
spruch begründen kann, braucht Jedoch ebensowenig wie 
die von der Revision aufgeworfene Frage, ob in einer fal­
schen Rechtsmittelbelehrung ein entschädigungspflichtiger 
enteignungsgleicher Eingriff liegt (vgl. Senatsurteil vom 
11. März 1982 - III ZR 174/80 = WM 1982, 663 unter I, l.c. 
zum Schutz des Vermögens durch Art. 14 Abs. 1 GG), ab­
schließend entschieden zu werden.

b) Auch wenn man nämlich für einen Schadensersatz­
anspruch bei einer falschen Rechtsmittelbelehrung sub­
jektives Verschulden fordert, kann hier der Klage deswe­
gen nicht der Erfolg versagt werden. Den Beamten, die 
für die Fassung der erteilten Rechtsmittelbelehrungen 
verantwortlich waren, muß ein fahrlässiger Rechtsirrtum 
zur Last gelegt werden, wenn sie § 110 Abs. 1 Satz 1 HessWG 
nicht auch auf den Streit über den Grund des Entschädi­
gungsanspruchs bezogen.

Zwar war 1969 noch keine Entscheidung speziell zu 
dieser Frage veröffentlicht worden. Im einschlägigen 
Schrifttum fanden sich aber bereits eindeutige Stellung­
nahmen: So hieß es bei Giesecke/Wiedemann im Kommentar 
zum WHG (1. Aufl. 1963 § 20 Anm. 10) ohne Jede Differen­
zierung nach Grund und Höhe:

•’Gegen die Festsetzung durch Bescheid kann der 
ordentliche Rechtsweg beschritten werden. Die 
Frist ... beträgt ... nach § 110 HessWG ... 
drei Monate".
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Der ebenfalls bereits seit 1963 vorliegende Spezialkom­
mentar zum HessWG von Feldt (Anm. zu § 110) enthielt - 
noch eindeutiger - unter Hinweis auf BVerwGE 1, 42 ff. 
die Wendung:

"Der Streit über die Höhe der Entschädigung, 
zu dem auch die Frage nach dem Grund gehört, 
weil sie davon nicht zu trennen ist...”

Mit Recht hat das Berufungsgericht von den mit Was­
serrechtsfragen befaßten Beamten des Regierungspräsiden­
ten verlangt, daß sie diese Kommentierung des Hessischen 
Wassergesetzes kannten und bei Auslegungszweifeln zu Ra­
te zogen. Nicht zuzustimmen ist dem Berufungsgericht aber, 
wenn es trotzdem Fahrlässigkeit der Beamten verneint,weil 
sich bei Feldt auch ein Hinweis auf eine Abhandlung von 
Sievers DVB1 1962, 193, 198/99 finde, in der die gegen­
teilige Auffassung vertreten worden sei, und weil § 110 
HessWG im Gegensatz zu Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG den Son­
derfall einer Entschädigungsleistung zwischen zwei Pri­
vatleuten regele. Feldt nennt den Aufsatz von Sievers 
nur am Anfang seiner Erläuterungen ohne konkreten Zusam­
menhang als allgemeinen Schrifttumshinweis. Sievers stütz­
te sich an der vom Berufungsurteil zitierten Stelle nur 
auf § 20 WHG und äußerte dazu die Auffassung, diese Vor­
schrift bestimme allgemein "implicite den Rechtsweg vor 
den Verwaltungsgerichten"; auf die spezielle Regelung des 
§ 110 HessWG ging Sievers überhaupt nicht ein und vertrat 
nicht etwa insoweit eine zwischen Grund und Höhe diffe­
renzierende Rechtswegregelung, wie sie sich in der Rechts­
mittelbelehrung findet. Daß § 110 HessWG die Entschädi­
gungslei stung zwischen zwei Privatleuten regelt, spricht 
nicht gegen die Zuständigkeit der Zivilgerichte gemäß 
Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG, sondern eher dafür. Bei sorg-
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fältiger Prüfung der Rechtslage hätten daher die zustän­
digen Beamten nicht zu der falschen Rechtsmittelbeleh­
rung kommen dürfen.

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts läßt 
sich eine Entschuldigung auch nicht daraus herleiten, 
daß das Verwaltungsgericht in Kassel und zunächst auch 
der Hess.Verwaltungsgerichtshof den Verwaltungsrechtsweg 
für zulässig gehalten, also § 110 HessWG ebenfalls falsch 
ausgelegt haben. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
erkennenden Senats ist das Verschulden eines Beamten al­
lerdings im allgemeinen zu verneinen, wenn ein mit Be- 
rufsrichtem besetztes Kollegialgericht seine Handlung 
mit eingehender Begründung als rechtmäßig angesehen hat 
(BGHZ 73, 161, 164 m.w.Nachw.). Dabei handelt es sich 
aber um nicht mehr als eine Richtlinie, die keine Gültig­
keit für die Fälle beansprucht, in denen die innere Recht­
fertigung für diese Regel fehlt. Diese Rechtfertigung 
liegt in der Erwägung, daß im allgemeinen von einem Beam­
ten, der weithin auf sich allein gestellt ist und häufig 
binnen kurzer Frist im Drange der Geschäfte seine Ent­
schlüsse zu fassen hat, nicht bessere Rechtseinsicht ge­
fordert werden kann als von einem Kollegialgericht, das 
sach- und rechtskundig nach sorgfältiger Prüfung und ru­
higer Abwägung des von den Parteien vorgetragenen Für 
und Wider seine Entscheidungen trifft (Senatsurteil vom
3. März 1977 - III ZR 10/74 = VersR 1977, 620/622, inso­
weit nicht abgedruckt in BGHZ 68, 142; RGRK/Kreft 12.Aufl. 
§ 839 BGB Rz. 296 m.w.Nachw.). Diese innere Rechtfertigung 
fehlt hier ebenso wie in den Fällen, in denen der Senat 
bereits früher eine Anwendung des allgemeinen Grundsat­
zes auf Maßnahmen zentraler Dienststellen abgelehnt hat 
(Urt. v. 3. März 1977 aaO: Staatliche Stiftungsaufsicht
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beim Justizsenator in Berlin; Urt. v. 21. Dezember 1961 - 
III ZR 174/60 = NJW 1962, 793: Einfuhr- und Vorratsstel­
le für Getreide- und Futtermittel). Der Regierungspräsi­
dent als obere Wasserbehörde (§ 90 Abs. 2 HessWG) hatte 
für die Rechtsmittelbelehrung die grundsätzliche Frage 
der Rechtswegregelung nach § 110 HessWG zu klären; die 
zuständigen Beamten konnten diese Entscheidung in ruhiger 
Abwägung aller Gesichtspunkte und unter Benutzung allen 
einschlägigen Materials - evtl, auch nach Rückfrage beim 
zuständigen Minister als oberster Wasserbehörde (§ 90 
Abs. 1 HessWG) - treffen. Bei Ausnutzung dieser Möglich­
keiten mußten sie zur richtigen Auslegung des § 110 WG 
kommen. Die spätere Billigung durch ein Richterkollegium 
entschuldigt die Beamten nur, wenn die gerichtliche Ent­
scheidung zeigt, daß ihre Rechtsansicht auch bei sorg­
fältiger Prüfung vertretbar erscheint. Das aber ergibt 
sich aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts Kassel vom 
5. März 1970 nicht; es spricht vielmehr alles dafür, daß 
auch dort die Rechtswegproblematik übersehen worden ist: 
Das Urteil enthält keine nähere Begründung für die Zu­
lässigkeit der Klage beim Verwaltungsgericht; es fehlt 
jede Auseinandersetzung mit der Gegenmeinung, die be­
reits damals im Schrifttum zu § 110 HessWG und in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung zu Art. 14 Abs. 3 
Satz 4 GG vertreten wurde. Auch die ParteiSchriftsätze 
vor und nach dem Urteil gingen hierauf überhaupt nicht 
ein. Als dann erstmals vor dem Hess.Verwaltungsgerichts­
hof die Zulässigkeitsfrage aufgeworfen und in der münd­
lichen Verhandlung vom 14. April 1975 erörtert wurde, be­
stand alsbald Einigkeit zwischen allen Beteiligten dar­
über, daß der Streit über Grund und Höhe der Entschädi­
gung vor den Zivilgerichten auszutragen war; der Kläger
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beantragte nunmehr in erster Linie die Verweisung des 
Rechtsstreits an das Landgericht Kassel, der Beklagte 
stimmte diesem Hauptantrag ausdrücklich zu, der Verwal­
tungsgerichtshof gab ihm statt.

3. Die Vorinstanzen haben bisher - von ihrem Stand­
punkt aus folgerichtig - die Fragen einer anderweitigen 
Ersatzmöglichkeit (§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB), des Mitver­
schuldens (§ 254 BGB) und der Höhe des Schadensersatzan­
spruchs noch nicht geprüft. Daher sind die klageabweisen­
den Urteile aufzuheben; die Sache ist an das Landgericht 
zurückzuverweisen. Für die weitere Sachbehandlung wird 
auf folgendes hingewiesen:

a) Mit seinem bezifferten Klageantrag verlangt der 
Kläger Ersatz der Kosten des vor den Verwaltungsgerich­
ten begonnenen und - nach Verweisung - vor den Zivilge­
richten fortgeführten Prozesses gegen das beklagte Land. 
Bei der Prüfung der §§ 839 Abs. 1 Satz 2, 254 BGB und 
der Kausalität wird zwischen den Kosten der einzelnen 
Verfahrensstationen zu unterscheiden sein. Auch wenn man 
zu der Auffassung kommt, der Kläger und sein Rechtsan­
walt hätten zunächst auf die Rechtsmittelbelehrungen in 
den Bescheiden des Regierungspräsidenten vertrauen dür­
fen (vgl. BayVGH BayVBl 1974, 537, 538), bleibt geson­
dert zu prüfen, ob der Kläger sich nicht wegen der vor 
dem Landgericht und Oberlandesgericht entstandenen Ko­
sten auf einen Ersatzanspruch gegen seinen Anwalt ver­
weisen lassen muß, weil dieser den damaligen Rechtsstreit 
gegen das beklagte Land noch fortsetzte, nachdem das Ur­
teil des HessVGH die Unrichtigkeit der Rechtsmittelbeleh­
rungen auf gezeigt und Frau F^f^^ sich geweigert hatte, 
anstelle des beklagten Landes in das anhängige Verfahren 
einzutreten.
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b) Die Zulässigkeit der Feststellungsanträge hat 
das Berufungsgericht mit der Begründung bejaht, es sei 
davon auszugehen, daß das beklagte Land die geschuldete 
Leistung schon aufgrund eines Feststellungsurteils er­
bringen werde. Das ist nur richtig, soweit bereits das 
Feststellungsurteil eine vollständige Entscheidung über 
die zwischen den Parteien streitigen Ansprüche bringt. 
Mit dem Feststellungshauptantrag begehrt der Kläger Er­
satz für "diejenigen Schäden, die aus den unrichtigen 
Rechtsmittelbelehrungen erwachsen sind", ohne diese Schä­
den in dem Antrag näher zu konkretisieren. Diesem Antrag 
könnte daher stattgegeben werden, ohne daß geprüft zu 
werden braucht, welche Schäden im einzelnen - abgese­
hen von den beziffert verlangten Kosten des ersten Vor­
prozesses - durch die unrichtigen Rechtsmittelbelehrun­
gen verursacht worden sind. Unentschieden bliebe danach 
insbesondere, ob das beklagte Land dem Kläger auch die 
von ihm an Frau F^^p zu zahlende Entschädigung ersetzen 
muß, weil der Entschädigungsbescheid sachlich nicht be-
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rechtigt war und der Kläger nur durch die falsche Rechts­
mittelbelehrung gehindert wurde, durch rechtzeitige Kla­
ge gegen Frau F ^ ^  die Aufhebung des Entschädigungsbe­
scheids zu erreichen. Insbesondere um diese Frage strei­
ten die Parteien aber schon im jetzigen Prozeß. Der Klä­
ger wird daher seine Feststellungsanträge überprüfen 
müssen.

Kroner Tidow Boujong

Engelhardt Halstenberg
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